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erinnert es an die Empörung eines alten Nazis, der von den Judenmorden 
ein oder zwei Millionen abhandeln will. Als ob es auf die Quantität allein 
ankommt! Die deutschen amtlichen Untersuchungen kamen jedenfalls zu an-
deren Ergebnissen. Im Bundesarchiv in Koblenz liegt eine riesige Samm-
lung von namentlich bezeugten Vertreibungsberichten aus der Tschechoslo-
wakei. Und wenn man dort Einblick nimmt, so können sich einem heute — 
nach zwanzig Jahren — noch die Haare über die von Luza betonte ,humane' 
Ausweisung sträuben. Es kann sicherlich keinen Frieden zwischen den beiden 
Völkern geben, wenn immer wieder das alte Unheil aufgerührt wird. Ver-
gessen können und sollen weder die Deutschen noch die Tschechen so rasch. 
Aber jeder sollte, seinen Anteil an der Schuld vor Augen, daran denken, daß 
,vergeben' der Anfang des Friedens sein muß. Die absichtliche Verharm-
losung alles Geschehenen macht es aber dem Deutschen schwer, ebenso 
schwer, wie wenn man von deutscher Seite das Protektorat mit den dummen 
Worten abtut, schließlich sei es ja der Masse der Bevölkerung auch nicht 
schlechter gegangen als den Deutschen und Soldaten hätten die Tschechen 
auch nicht zu werden brauchen. 
Das abschließende Urteil: Mit diesem Buch hat der Verfasser dem einzigen 
worauf es heute zwischen Deutschen und Tschechen ankommt — dem Frie-
den zwischen beiden Völkern — einen schlechten Dienst geleistet. Luza 
meint — und er beruft sich auf den sudetendeutschen Abgeordneten Hans 
Krebs, der im Januar 1947 unter dem Galgen sich in diesem Sinne äußerte — 
daß nun, da beide Völker gewaltsam getrennt sind, auf dieser Basis Frieden 
entstehen könne. Dazu muß ihm gesagt werden, daß auf der Basis des Ge-
waltaktes von 1945 ebenso wenig Frieden entstehen kann, wie er auf der 
Basis des Hitlerschen Unrechtes hätte entstehen können. Man kann zwar die 
Zeit und die Geschichte nicht mehr auf diesen oder jenen Ausgangspunkt 
zurückdrehen, aber Frieden zwischen Deutschen und Tschechen wird erst 
dann sein können, wenn beide ihren Anteil am Unrecht einsehen und beide 
den guten Willen haben, neues Recht zu suchen. 
In einer Anmerkung gibt Luza sein Urteil über die große Dokumentation 
Rönnefarths ,Die Sudetenkrise' mit den Worten ,a thorough but biased com-
pilation'. Mit viel Zurückhaltung und Verständnis gelingt es vielleicht, diese 
abschließende Bemerkung auch auf das Werk Lužas anzuwenden. 
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Die Dissertation eines indischen Wissenschaftlers, der über eine breite Vor-
bildung verfügt, ist ebenso bemerkenswert wie nützlich. Mr. Ganji, der be-
reits über Diplome in Politik aus den USA und der Jura aus England ver-
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fügt, bietet mit dieser Arbeit der Universität Genf einen beachtlichen und 
brauchbaren Beitrag zur Erhellung eines weithin unbekannten Themas. 
Dem Autor geht es um die Darstellung der verschiedenen Bemühungen, 
den Menschen in den Mittelpunkt jenes Völkerrechtes zu stellen, das bis 
heute weitgehend von Staaten und staatlichen Gebilden gekennzeichnet ist. 
Theorie und Praxis der sogenannten „humanitären Intervention" stehen 
daher am Beginn der Arbeit. Mit diesem Mittel versuchten die damaligen 
Großmächte des Europäischen Konzerts einen gewissen Schutz vor allem 
für die christliche Bevölkerung in dem mehr und mehr zusammenschrump-
fenden territorialen Besitz der Türkei in Europa zu finden. Ein weiteres 
Kapitel der Studie stellt sodann die Bemühungen um Abschaffung von Skla-
verei und Sklavenhandel seit dieser Zeit dar. In diesen Kapiteln wird viel 
Material geboten, das dem deutschen Leser zumeist unbekannt ist. 
In einem weiteren, umfangreichen Kapitel über den Minderheitenschutz 
des Völkerbundes ist vor allem eine detaillierte vergleichende Darstellung 
zwischen den eigentlichen Schutzverträgen und der deutsch-polnischen Kon-
vention über Oberschlesien vom 15. Mai 1922 interessant. Generell meint 
Mr. Ganji in diesem Zusammenhang, daß alle Versuche nach dem Ersten 
Weltkrieg, den einzelnen oder Gruppen von Menschen zu Völkerrechtssub-
jekten zu machen, vor allem von falschen theoretischen Voraussetzungen aus-
gingen. Im Gegensatz zu den meisten Studien über diese Fragen stellt er 
außerdem fest (S. 76), daß die Unterzeichnermächte zur Einhaltung die-
ser Verträge ohne Rücksicht auf die von ihnen oft bestrittene Loyalität der 
einzelnen Minderheit verpflichtet waren.' Hier wünschte man sich im In-
teresse der Arbeit ein stärkeres Eingehen auf die tatsächliche Schutzpraxis 
des Völkerbundes, wie sie faktisch z.B. bereits 1931 in Truharts „Völker-
bund und Minderheitenpetitionen" vorgelegt wurde. 
Ohne Kommentar gibt der Autor schließlich den Inhalt der berühmten 
Studie des Generalsekretärs der UN vom 7. April 1950 wieder, wonach die 
Mehrzahl der Schutzverträge nach dem Zweiten Weltkrieg (z. B. wegen der 
Vertreibung der Begünstigten) erloschen ist. 
Seit Ende des Zweiten Weltkrieges, so schließt dieser Teil der Arbeit, seien 
Minderheitenprobleme im großen Rahmen des Schutzes der Menschenrechte 
überhaupt zu sehen (S. 82,85). An dieser Stelle fehlt die Darstellung der 
ebenso vielschichtigen wie interessanten „Lösung" des Minderheitenproblems 
der Republik Cypern, die genau das Gegenteil besagt. 
Wegen seiner dargestellten These liegt der Schwerpunkt der Studie des 
indischen Wissenschaftlers in einer Gegenüberstellung von Bemühungen für 
die Zukunft und Berichten über die jüngste Vergangenheit: Die UN ver-
suchen seit dem 10.12.1948 von der ebenso noblen wie rechtlich unbedeu-
tenden „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte" zu einer Reihe von 
einklagbaren Konventionen zu kommen. Demgegenüber kann der Europarat 
berichten, welche praktischen Erfahrungen er mit seiner zwischenzeitlich be-
reits verschiedentlich ergänzten „Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten" vom 4.11.1950 gemacht hat. 
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Es würde viel zu weit führen, das gesamte faktische Material z. B. über 
den Inhalt der geplanten UN-Konventionen, das Problem der Einklagbarkeit 
von internationalen Menschenrechten, die Frage des Selbstbestimmungs-
rechtes als ein eventuelles Menschenrecht auch nur auszugsweise zu wür-
digen. Es sollte gerade in Deutschland sehr ernst genommen werden. 
Die Bundesrepublik ist zwar Partnerstaat der „Europäischen Konvention"; 
nur wenigen Fachleuten ist jedoch bekannt, daß wegen dieser Konvention 
z. B. in der Republik Österreich im Bereich des Strafprozesses wichtige ge-
setzliche Änderungen erfolgen mußten und erfolgten. In diesem Zusammen-
hang ist bezüglich der praktischen Bedeutung der Konvention noch darauf 
zu verweisen (Mr. Ganji kann es nicht erwähnen, da seine Arbeit früher ab-
geschlossen wurde), daß am 16. September 1963 vom Ministerrat des Europa-
rates das 4. Protokoll verabschiedet und zur Ratifizierung durch die Mit-
gliedstaaten freigegeben wurde. Durch äußerlich ebenso schmale wie sach-
lich tiefgreifende Formulierungen wird das Gebot des Heimatrechtes durch 
das Verbot der Vertreibung in diesem Protokoll aus der Ebene wesentlich 
putativer Rechtsphilosophie in die Sphäre des positiven Völkerrechtes ge-
hoben. Wer weiß das in der Bundesrepublik schon? Sie ist, wie bereits ge-
sagt, Partner dieser Bestimmungen. 
Noch mehr fehlt das Wissen über die rechtsetzende Tätigkeit der UN, 
bei denen die Bundesrepublik nur durch einen Beobachter im Botschafter-
rang vertreten sein kann. Die besondere Bedeutung von Mr. Ganjis Studie 
für den deutschen Leser liegt daher darin, daß diese weithin unbekannten 
Zusammenhänge verhältnismäßig klar ausgebreitet und diskutiert werden. 
Der Autor meint zusammenfassend, daß vor allem durch das Institut der 
„individuellen Applikation" (d. h., daß auch eine Einzelperson eine Beschwerde 
einbringen kann) die Europäische Konvention zu einem bedeutsamen Instru-
ment im Bemühen um den Schutz der Menschenrechte wurde. Diese Mög-
lichkeit sollte daher in keiner Konvention der UN fehlen. Dieser Schluß-
folgerung ist nach Durchsicht des gesamten vom Autor zur Stützung seiner 
These angeführten Materials unbedingt beizutreten. 
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